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An das 
Amtsgericht Erkelenz 
(zwecks Abhilfebeschluss oder Weiterreichung an das Beschwerdegericht 
bei Vorbehalt von Ergänzungen nach Übersendung des Protokolls) 

Per Fax: 02431-9602222 
 

Az. 27 Cs 720 Js 214/16-160/16 
Beschwerde gegen den Beschluss des Richterin am Amtsgericht Dr. Meuters vom 
9.12.2016 betreffend meiner Nichtgenehmigung als Verteidiger von Jochen Kling-
ner nach § 138, 2 StPO 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
Hiermit lege ich gegen den Beschluss vom 9.12.2016 betreffend meiner Nichtgenehmigung als Verteidiger 
von Jochen Klingner nach § 138, 2 StPO Beschwerde ein. 
 
Begründung 
Die in der Nichtgenehmigung enthaltenen Behauptungen sind nicht geeignet, mich als Rechtsbeistand abzu-
lehnen. 
 
Vorab ist zu sagen, dass der Richter im Verfahren am 15.11.2016, als der Beschuldigte Joachim  Klingner 
den Antrag stellte, mich als Verteidiger zu genehmigen, erkennbar über eingeschränkte  Rechtskenntnisse 
verfügte, ob bzw. wie solches überhaupt möglich sei. Gleiches galt für die Sitzungsvertreterin der Staatsan-
waltschaft, die gegenüber dem Richter Stellung zu dem Antrag bezog mit der Begründung, nach Rechtsbe-
ratungsgesetz sei das nicht zulässig. Richter am Amtsgericht Dr. Meuters erkundigte sich zunächst weiter 
über den § 138, Abs. 2 StPO, um dann die Sitzungsvertreterin der Staatsanwaltschaft immerhin  insofern  zu 
korrigieren, dass das Rechtsberatungsgesetz schon seit etlichen Jahren nicht mehr gelte. Weitere Klarheit 
konnte aber nicht gewonnen werden, so dass das Gericht das Verfahren unterbrach, um sich  sachkundiger 
zu machen. 
Dieser Ablauf ist von daher von Bedeutung, weil das Gericht meine Rechtskunde in Frage stellt, ohne hier 
substantiiert zu begründen, warum „Selbststudium“ ein Hinweis auf nicht ausreichende Rechtskunde sei. Die 
in der Ablehnungsbegründung benannte „mehrtägige Einarbeitungs- und Vorbereitungsklausur“ wird mit der 
Aneignung von Rechtskenntnissen in Verbindung gebracht. Das aber ist falsch. Diese diente der Einarbei-
tung in den konkreten Fall. Der Hinweis im Antrag auf Genehmigung nach § 138, Abs. StPO sollte zeigen, 
dass der Vorbereitungsstand zum konkreten Fall sogar deutlich über der üblichen Einarbeitungsgenauigkeit 
eines Anwaltes lag. 
Meine Rechtskunde wurde durch den Angeklagten durch mehrere Nachweise belegt. Da das Amtsgericht 
nicht substantiiert ausführt, dass es meine Rechtskunde bezweifelt, kann dieser Hinweis ohnehin nicht tra-
gen. 
Richter am Amtsgericht Dr. Meuters führt die vermeintliche nicht ausreichende Rechtskunde aber ohnehin 
nicht als tragenden Grund auf, sondern lässt diese Frage „dahinstehen“, so dass eine genaue Replik hierfür 
nicht nötig erscheint. 
 
Als relevant stuft das Gericht aber die weiteren Begründungen im Ablehnungsbeschluss an. Diese sind je-
doch unsubstantiiert oder werden zurückgewiesen. 
 
Im Einzelnen 
 
1. Fehlende Vertrauenswürdigkeit 

Das Gericht behauptet eine mangelnde Vertrauenswürdigkeit, als Organ der Rechtspflege tätig sein zu 
können. Dafür führt es drei vermeintliche Gründe an. 
 

a. Öffentliche Äußerungen im Internet 
Die vom Amtsgericht aufgeführten Zitate erfolgten – soweit sie überhaupt als substantiiert be-
zeichnet werden können – ausschließlich in außergerichtlichen Vorgänge. Das ist nicht zulässig. 
Die BRAO legt z.B. im § 43a fest: "Der Rechtsanwalt darf sich bei seiner Berufsausübung nicht 



unsachlich verhalten." (Unterstreichung durch Verfasser) Die Berufsausübung findet selbstver-
ständlich primär im Gerichtssaal statt, darüber hinaus in Schriftwechseln mit dem Gericht und 
anderen, damit direkt zusammenhängenden Handlungen. 
Außerhalb des Gerichtssaals ist hingegen jedes Organ der Rechtspflege frei, in dem sonstigen 
Leben, auch politisch tätig zu sein. Diese Meinungsfreiheit ist grundgesetzlich geschützt. Inso-
fern greifen die Vorwürfe nicht, sondern verwundern vielmehr, dass hier Forderungen aufgestellt 
werden, die bereits mit der Verfassung nicht vereinbar sind. Es gibt etliche Anwält_innen und 
mitunter auch Richter_innen, die z.B. in Zeitschriftenartikeln oder Buchbeiträgen harsche Kritik 
an Zuständen der Justiz üben. Niemand von denen wurde oder würde deshalb in seinen Hand-
lungsmöglichkeiten eingeschränkt. Was aber nicht einmal für Anwält_innen oder Richter_innen 
gilt, kann nicht für Verteidiger_innen nach § 138, Abs. 2 als Regel aufgestellt werden.. 
Das Gericht benennt keinen einzigen, wo ich in meiner – durchaus häufigen – Verteidigertätig-
keit in irgendeiner Weise aus Sicht des Gerichts negativ aufgefallen bin. Insofern gilt für den vor-
liegenden Fall, was das Landgericht Fulda mit Beschluss vom 16.1.2014 feststellte. Auch dort 
war ich als Verteidiger nach § 138, Abs. 2 zunächst abgelehnt worden mit Verweis auf meine 
politischen Aktivitäten und Meinungsäußerungen außerhalb der Gerichtssäle. Auf die Be-
schwerde hin wurde der Ablehnungsbeschluss folgerichtig aufgehoben (siehe Anlage). 
 
Im Übrigen sei darauf hingewiesen, dass meine – durchaus auch öffentlich – verbreitete Kritik an 
Polizei- und Justizverhalten der Vergangenheit Hand und Fuß haben. So konnte ich unbestritten 
einige Rechtsfehler von Gerichten und willkürliche Verhaftungen aufdecken. Das Oberlandesge-
richt Frankfurt hatte 2007 in einer spektakulären Entscheidung (20 W 221/06) den Versuch, mich 
durch erfundene Straftaten verhaften zu können, als rechtswidrig und Anwendung von Rechts-
mitteln aus dem Dritten Reich bezeichnet. Es ist also nicht nur aus Meinungsfreiheitsgründen 
zulässig, außerhalb der Verteidigertätigkeit kritische Positionen zur Justiz zu beziehen, sondern 
diese erfolgte auch stets gut begründet. Ich bin nicht ein einziges Mal wegen Beleidigung von 
Angehörigen der Polizei oder Justiz verurteilt worden. 
 
Schließlich sei auf das ebenfalls beim Amtsgericht Erkelenz anhängige Strafverfahren mit Ge-
schäftsnr. 720 Js 457/15 hingewiesen. Dort habe ich bereits einen kompletten Verhandlungstag 
als Verteidiger nach § 138, Abs. 2 gewirkt, ohne dass es zu irgendwelchen Beanstandungen 
kam. 
 

b. Vermeintliche Tonbandaufnahme 
Zunächst einmal ist die im Ablehnungsbeschluss vorgetragene Behauptung über den § 169 
GVG falsch bzw. unvollständig. Dieser lautet nämlich: „Die Verhandlung vor dem erkennenden 
Gericht einschließlich der Verkündung der Urteile und Beschlüsse ist öffentlich. Ton- und Fern-
seh-Rundfunkaufnahmen sowie Ton- und Filmaufnahmen zum Zwecke der öffentlichen Vorfüh-
rung oder Veröffentlichung ihres Inhalts sind unzulässig.“ (Hervorhebung durch Verfasser) Un-
geachtet des Wahrheitsgehaltes des indizierten Vorgangs wäre er ja nur dann rechtswidrig, 
wenn die vermeintliche Tonaufnahme für den o.g. Zweck durchgeführt bzw. gestartet worden 
wäre.  
 
Bemerkenswerterweise haben weder das Gericht in Person von Richter Dr. Meuters noch die 
Sitzungsvertreterin der Staatsanwaltschaft Holzwarth diesen Vorgang im weiteren Verlauf der 
Verhandlung erwähnt. Er wurde, obwohl doch naheliegend, diesen Vorgang schon während der 
Verhandlung, d.h. an Ort und Stelle, in den ablehnenden Stellungnahmen zu erwähnen, weder 
als Begründung gegen meine Vertrauenswürdigkeit angeführt noch überhaupt ein Wort über 
diesen Vorgang verloren. 
Das lässt den Verdacht aufkommen, dass der Vorgang im Nachhinein zum Zwecke der Nutzung 
als Ablehnungsgrund erfunden oder zumindest erheblich aufgebauscht wurde. Das kann aber 
dahinstehen, da der § 169 GVG gar kein vollständiges Verbot von Tonbandaufnahmen be-
stimmt. Darüber hinaus  ist auch dieser Vortrag des Gerichts nicht ausreichend für eine derart 
weitreichende Entscheidung, einem Beschuldigten den von ihm frei gewählten Verteidiger zu 
verwehren und damit die durch die EMRK garantierten Grundfreiheiten einzuschränken. 
 
Da der Ablehnungsbeschluss sich in diesem Punkt ausdrücklich auf das Protokoll der Verhand-
lung vom 15.11.2016 bezieht, beantrage ich die Übersendung des entsprechenden Protokolls, 
da der Verdacht vorliegt, dass zwecks meiner Ablehnung am Protokoll manipuliert wurde. Ich 
werde mir vorbehalten, für den Fall der Nicht-Abhilfe weitere Ausführungen dieser Beschwerde 
folgen zu lassen. 
 

c. Behauptete Eintragungen im Zentralregister 
Die behaupteten Vorstrafen sind ohne Bedeutung. Daher ist auch nicht weiter nötig, auf die Stra-
fen, deren besondere Rahmenbedingungen und z.B. die Tatsache einzugehen, dass die damals 
verurteilte Tat von vier Personen begangen wurde und gegen zwei von ihnen wegen Geringfü-
gigkeit eingestellt wurde. Der Prozess stand in einem politischen Kontext (Agrogentechnik). 
 



Aber diese Hintergründe können dahingestellt bleiben, denn die Haftstrafe übersteigt mit sechs 
Monaten nicht einmal das Maß, nach der z.B. in Berlin die Berufung zum Verfassungsrichter 
noch möglich wäre. § 19 des Deutschen Richtergesetzes sieht ein Ausscheiden aus dem Rich-
ter_innenamt auch erst bei verurteilen Verbrechen oder besonderen Vergehen ein, also nicht bei 
jeder Verurteilung. § 24 benennt eine einjährige Freiheitsstrafe als Grenze. Darunter ist die Aus-
übung des Richter_innenamtes weiter möglich. Für Staatsanwälte gilt laut 123recht.net: „Es darf 
keine Verurteilung zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr wegen einer vorsätzli-
chen Straftat vorliegen.“ Es wäre eine ungeheuerliche Ungleichbehandlung, wenn für einen Ver-
teidiger nach § 138, Abs. 2 härtere Anforderungen gelten als für Staatsanwält_innen oder Ver-
fassungsrichter_innen. § 7 der BRAO sagt: "Die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist zu versa-
gen, ... wenn der Bewerber infolge strafgerichtlicher Verurteilung die Fähigkeit zur Bekleidung 
öffentlicher Ämter nicht besitzt". Auch gegenüber Anwält_innen darf ein_e Verteidiger_in nach § 
138, Abs. 2 nicht schlechter gestellt werden. 
Der Begriff der Vertrauenswürdigkeit, der ohnehin in erster Linie auf das Verhältnis zum vertei-
digten Beschuldigten abzielt, wäre sonst deutlich überstrapaziert.  
 

2. Rechtskunde des Angeklagten 
Im letzten Absatz des Beschlusses führt das Gericht eine ausreichende Rechtskunde des Beschuldigten 
an. Diesem ist nicht zu widersprechen. Die Frage jedoch ohne Belang. Denn ob sich eine angeklagte 
Person durch eine_n Wahlverteidiger_in unterstützen lässt, ist von dessen eigener Rechtskunde unab-
hängig. Wäre es anders, wäre das Recht auf eine_n Verteidiger_in der eigenen Wahl eingeschränkt. 
Das würde nicht nur gegen alle einschlägigen Kommentar verstoßen, sondern auch gegen die StPO, die 
Verfassung und die ERMK. 
 
Die Ausführungen des Gerichts zur Rechtskunde des Angeklagten hätten nur Bedeutung, wenn es um 
die Beiordnung nach § 140 ginge. Das ist aber nicht der Fall. Daher ist dieser letzte Absatz des Be-
schlusses nicht nur gegenstandslos, sondern erzeugt eher Zweifel an der Rechtskunde oder an der Vor-
eingenommenheit des Gerichts – nicht jedoch die des abgelehnten Verteidigers. 
 

 
Meine Beschwerde ist daher begründet, weil die Entscheidung vom Amtsgericht frei einer ausreichenden 
Rechtsgrundlage und zudem ermessensfehlerhaft ist. Es ist für eine_n Angeklagte_n von Bedeutung, eine_n 
Verteidiger_in nicht nur allgemein seines Vertrauens und seiner Wahl zu haben, sondern gerade eine_n, 
die_der ihn in den spezifischen Problemen des laufenden Prozesses adäquat verteidigen kann. 
 
Der §138 Abs. 2 StPO stellt strenge Anforderungen an die Bedingungen, unter denen die Beiordnung eines 
Verteidigers abgelehnt werden kann. Nach durchweg übereinstimmender Kommentierung und Rechtspre-
chung ist ausschließlich das Interesse des Angeklagten / Betroffenen an einer Verteidigung gegen die Be-
dürfnisse der Rechtspflege abzuwägen, wobei die Genehmigung praktisch erteilt werden muss, wenn keine 
konkreten und schwerwiegenden Bedenken gegen die Person des Verteidigers bestehen.  
Hierzu heißt es beispielsweise in dem Kommentar zur Strafprozessordnung von Meyer-Goßner: 
 

"In Betracht [als Verteidiger, Anmerkung d. Antragsstellers] kommen insbesondere ausländische 

Rechtsanwälte [...], Rechtsbeistände die[...] Mitglied der RAK sind [...], ein Assesor [...], Angehörige der 

steuerberatenden Berufe im Steuerstrafverfahren [...], auch Familienangehörige, Freunde und Bekannte, nicht 

jedoch Mitangeklagte [...]." 

"Verwandschaftliche und freundschaftliche Beziehungen des Gewählten zu dem Beschuldigten und ein 

Interesse dieser Person am Ausgang des Verfahrens allein stellen seine Fähigkeit, die Verteidigung sachgerecht 

zu führen nicht von vornherein in Frage (Hamm, MDR 78, 509). Abgelegte juristische Staatsexamina sind nicht 

unbedingt erforderlich (Hamm, AAo.; str)." 

"Die Genehmigung darf nicht auf besondere Ausnahmefälle beschränkt werden (Bay 78, 27 = VRS 55,  190; 

Hamm NstZ, 07, 238 mwN). Sie muss vielmehr erteilt werden, wenn der Gewählte genügend sachkundig und 

vertrauenswürdig erscheint und auch sonst keine Bedenken gegen sein Auftreten als Verteidiger bestehen 

(BVerfG NJW 06: Orientierung am Maßstab §43a BRAO, Bay AAo, Zweibrücken NSV 93, 493)." 

 
 
Ich beantrage die Aufhebung des Beschlusses und meine Zulassung im Rahmen der Abhilfe durch das 
Amtsgericht, andernfalls die Weiterleitung, verbunden mit dem gleichen Antrag, an das Beschwerdegericht. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
 
Anlage: 
- Erwähnter Beschluss des Landgerichts Fulda (anonymisiert) 



 



 



 



 



 



 


